
Schlussfolgerungen für die EZ mit Afrika

G20-Afrikakonferenz, Compact with Africa (CWA), Mar-
shallplan, Afrika-EU-Gipfel. Selten erfuhr der afrikanische 
Kontinent eine solche Aufmerksamkeit wie in diesem 
Jahr. Bedingt durch schwierige Rahmenbedingungen 
und die anhaltende Armutsmigration rückt Afrika noch 
stärker in den Fokus der Entwicklungszusammenarbeit 
(EZ). Obwohl die Industriestaaten jährlich fast 50 Mrd. 
Euro staatliche Entwicklungshilfe in Afrika leisten, ist der 
ökonomische und soziale Fortschritt relativ gering. Die 
Frage, warum über 40 Jahre EZ mit Afrika nicht zu grö-
ßeren – mit Asien vergleichbaren – Entwicklungser folgen 
geführt haben, setzt die EZ unter Legitimations- und 
 Handlungsdruck.

Entwicklung in Afrika

Afrika zählt mehr als eine Milliarde Menschen in 54 ver-
schiedenen Staaten. Es ist der Kontinent mit dem ge-
ringsten durchschnittlichen Lebensstandard. Von den 24 
„Ländern mit geringer menschlicher Entwicklung“ liegen 
gemäß Human Development Index 22 in Afrika. Mehr als 
20% der Menschen gelten als unterernährt. Die durch-
schnittliche Lebenserwartung beträgt lediglich 54 Jahre; 
in Industrieländern liegt sie bei über 78 Jahren. Fast 40% 
der Bevölkerung leben noch immer ohne ausreichende 
Wasser-, fast 70% ohne angemessene Sanitärversorgung. 

Festzuhalten ist aber auch, dass Afrikas Wirtschaft im ver-
gangenen Jahrzehnt durchschnittliche Wachstumsraten 
von nahezu 6% verzeichnete und es deutliche  Fortschritte 
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in Bereichen wie Armutsbekämpfung, Bildung, Gesund-
heit und Trinkwasserversorgung gab. Der Anteil der Be-
völkerung, die in extremer Armut lebt, sank laut dem 
Millennium Development Goals Report 2015 der UN in 
Subsahara-Afrika beispielsweise von 57% (1990) auf 41% 
(2015). Allerdings gab es laut diesem UN-Bericht in groß-
en Teilen Asiens und Lateinamerikas erheblich größere 
Entwicklungserfolge als in Afrika, wo noch immer 330 
Millionen Menschen in extremer Armut leben.

Die Ursachen der Entwicklungsunterschiede zwischen 
Afrika und Asien sind mehrdimensional und lassen 
sich kaum isoliert voneinander betrachten. Eine eindeu-
tige Begründung und somit einfache Antwort bleibt aus. 
Dennoch sollen im Folgenden wesentliche Erfolgsfaktoren 
für Wirtschaftswachstum und Armutsbekämpfung in 
Asien beleuchtet und mit der afrikanischen Situation ver-
glichen werden.

Entwicklungsorientierung des Staates

Ein wesentlicher entwicklungshemmender Faktor afrika-
nischer Politik ist ein System, bei dem Machthaber den 
Staat als „Beute“ betrachten. Die damit verbundene 
kurzfristig ausgerichtete Nutzenmaximierung und man­
gelnde Entwicklungsorientierung staatlichen Handelns 
verhinderte nachhaltige Investitionen und wirkt sich bis 
heute negativ auf das Wachstumspotenzial afrikanischer 
Staaten aus.

Anders in asiatischen Ländern wie z.B. Südkorea, in denen 
die externen Einflüsse im Rahmen der EZ als Kataly­
sator für Entwicklungsprogramme und Reformprozesse 
verstanden wurden. Politische Eliten hatten klare Vorstel-
lungen von der Entwicklung ihres Landes und konnten 
häufig auch auf Modelle der Staatlichkeit vergangener 
Epochen zurückgreifen. Die EZ wurde genutzt, um die 
heimische Industrie wettbewerbsfähig zu machen. Der 
Staat wurde als „Entwicklungsmotor“ gesehen und schuf 
breitenwirksames Wachstum, das direkt zur Bekämpfung 
der Armut beitrug.

Im Jahr 1990 forderten der IWF und die Weltbank mit 
dem Washington Consensus den Rückzug des Staates aus 
der Wirtschaft. Zahlreiche afrikanische Staaten wurden 
angehalten, funktionierende staatliche Subventions­
systeme abzubauen. Der ehedem schwache Staat wurde in 
seiner Rolle weiter reduziert. 

In Asien wiederum ermöglichte der gezielte Einsatz 
von Subventionen und Zollbeschränkungen den asia
tischen Staaten, ihre heimische Wirtschaft zu schützen 
und wettbewerbsfähig zu machen. 

Ungleichheit als temporäres Ziel

Kleinere Entwicklungspole (wie z.B. Singapur und Hong-
kong) mit funktionierendem Rechtswesen dienten häu-
fig als Sprungbrett für Investoren in Nachbarländer. Auch 
sollte die Rolle Japans nicht unterschätzt werden, das be-
reits Anfang des 20. Jahrhunderts zu einem Industrieland 
wurde und Modellcharakter für erfolgreiche Reformen 
besaß. Afrika leidet daran, dass bislang wirtschaftliche er-
folgreiche Länder mit Sogwirkung in der Region fehlen. 
Südafrika bleibt bislang hinter den Erwartungen zurück, 
so dass afrikanisches Kapital fehlt und weit entfernte 
OECD Staaten die Lücke schließen müssten. Zudem hat 
sich das chinesische Modell der selektiven Freihandels­
zonen bewährt, ermöglichte es doch Auslandinvestitionen 
und Technologietransfers. In Bezug auf die Landwirtschaft 
erfolgte eine zunächst einseitige Stärkung der chinesischen 
Kleinbauern durch Landreformen und die Möglichkeit, 
über der Planquote zu Marktpreisen anzubieten. 

Sozioökonomische und kulturelle Rahmen­
bedingungen

Zu dem problematischen Erbe der Kolonialzeit in Afrika 
gehören die von den damaligen Kolonialmächten exogen 
bestimmten Landesgrenzen, so dass der Staat kaum 
historische und politische Legitimität erlangen konnte, 
was ein Nation Building erschwerte. Ethnische und 
religiöse Konflikte sind daher Ursache für viele geschei-
terte afrikanische Staaten.

In vielen Ländern Asiens wie z.B. Südkorea, China, 
Taiwan, Singapur und Vietnam war die hohe Lern-, Spar- 
und Arbeitsethik von besonderer Bedeutung für die 
Herausbildung moderner Eliten, die die Fähigkeit besa-
ßen, eine entwicklungsfördernde Politik zu formulieren 
und auch durchzusetzen. In China und Vietnam gab 
es allerdings erst dann eine hohe Entwicklungsdynamik, 
als sie wie die anderen Länder zu einer markt- und wett-
bewerbsorientierten Wirtschaftspolitik übergingen. Durch 
gemeinsame Tradition und Historie (u.a. Konfuzianis-
mus, lange Tradition der Staatlichkeit) konnten Regie-
rende in diesen Ländern einfacher politische Legitimität 
erlangen. Auch religiöse Konflikte sind in Ost- und Süd
ostasien eher eine Ausnahme, in Süd- und Westasien aller-
dings ebenfalls eine Herausforderung.

Natürliche Gegebenheiten und Rohstoffe

Afrika hat mit seinen klimatischen und geographischen 
Gegebenheiten (insb. in Binnenländern) schwierige 
Voraussetzungen für den Aufbau einer international wett
bewerbsfähigen Industrie und ist der am wenigsten in­



dustrialisierte Kontinent. Die Industrieproduktion 
macht nur etwa ein Drittel des BIP aus. Je geringer die 
Aussicht auf Arbeitsplätze und wirtschaftliche Entwick-
lung, desto wichtiger wird der Zugriff auf leicht verwert-
bare Rohstoffe und desto größer wird die Bereitschaft, 
dafür Gewalt einzusetzen. So waren ein Großteil der 
Konflikte Afrikas Verteilungskonflikte um politische 
Macht und Ressourcen. Spätestens mit dem Bau des Su-
ezkanals verloren zudem die meisten Länder Afrikas die 
Kontakte zu den Welthandelsrouten, die im Falle Asiens 
für die Entwicklung und den Austausch von Ideen sehr 
förderlich waren.

Im Gegensatz dazu konnten die damaligen Entwick-
lungsländer (Ost-)Asiens auf einen Grundstock an 
Industrialisierung zurückgreifen. EZ wurde genutzt, um 
ausgewählte Schlüsselindustrien auszubauen und mittels 
ausländischer Investitionen/Technik wettbewerbsfähig zu 
machen. Durch graduelle Reformen wanderten Erwerbs-
tätige aus dem Primär- zunehmend in den Sekundärsektor 
über. Insbesondere Südkoreas und Chinas Wachstum 
fußte auf einem starken Industriesektor. Da Rohstoffe 
nur in geringem Maße vorhanden waren, waren die Eli-
ten des Landes eher dazu gezwungen, nachhaltiges Wachs-
tum und die Industrialisierung zu fördern. Extraktive 
Industrien spielten folglich in Asien eine untergeordnete 
Rolle. Viele Länder Asiens (z.B. Hongkong, Singapur, 
Malaysia, Thailand) lagen und liegen zudem an zentralen 
Handelsrouten zwischen Ost und West, so dass der Au­
ßenhandel stets eine wichtige Größe war.

Institutionen und Kapazität des Staates

In Bezug auf Afrika spielen extraktive Wirtschaftsmodel­
le und Institutionen eine herausragende Rolle. Extraktive 
Institutionen beschreiben politische Herrschaftsformen, 

in denen sich die Elite über die Ausübung von politischer 
und wirtschaftlicher Macht zulasten der Bevölkerung 
bereichert. In solchen Regimen besitzen die meisten Men-
schen nur geringe Anreize, wirtschaftliche Innovationen 
voranzutreiben. Diese Anreizproblematik führte zu einem 
einseitigen, auf Rohstoffen basierenden Wirtschaftsmo-
dell. Spar- und Investitionsverhalten konnte sich in Abwe­
senheit von funktionierenden Eigentumsrechten nicht 
entwickeln, die Industrialisierung unterblieb weitgehend. 
Da die Menschen zunehmend im informellen Sektor tätig 
wurden, entwickelte sich auch kein funktionierendes Steu-
er- und Finanzsystem. 

Gemäß führenden Entwicklungsökonomen sind es in 
allererster Linie die politischen Institutionen eines Lan­
des, die über seinen wirtschaftlichen Wohlstand ent­
scheiden. Hierbei müssen die Institutionen einen poli
tischen Rahmen (Rechtssicherheit, Eigentumsrechte, 
marktorientierte Wirtschaftspolitik) schaffen, der es 
einer großen Zahl von Menschen ermöglicht, sich wirt-
schaftlich zu entfalten. Die entstehende Marktwirtschaft 
fördert den Wettbewerb und schafft ihrerseits Innovati­
onen und wirtschaftlichen Wandel. Betrachtet man die 
schnell wachsenden Tigerstaaten sowie China und Viet-
nam, so zeigt sich allerdings, dass lediglich Südkorea 
und Taiwan einer Demokratie im westlichen Sinne 
ähneln. Folglich bedeutet Entwicklungsorientierung des 
Staates nicht zwingendermaßen das Vorhandensein 
demokratischer Institutionen, sondern vor allem jener 
Faktoren, die für das Wachstum eines Landes förderlich 
sind. Dies sind insbesondere eine funktionierende Zentral
bank, ein Rechtssystem, das Eigentumsrechte sichert, 
sowie ein funktionierendes Steuer- und Finanzsystem, 
das Sparen und Investitionen fördert.
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aber sie müssen ausgebaut werden. Die enge Einbindung 
der Privatwirtschaft erfordert jedoch auch Modelle der 
ungleichen, bzw. sukzessiven Entwicklung („unba-
lanced growth“). Investoren werden in erster Linie dort 
investieren, wo positive Rahmenbedingungen bereits 
gegeben sind und Clustereffekte zu erwarten sind. Ähn-
lich wie in Asien können dabei Entwicklungspole, 
in denen rechtliche Verlässlichkeit besteht, eine wichtige 
Rolle spielen.

Aufgrund der beschriebenen Governance-Defizite in der 
Mehrheit der afrikanischen Staaten muss außerdem die 
Unterstützung guter Regierungsführung hohe Priorität 
für die zukünftige EZ mit Afrika haben. Ergänzt werden 
muss dies durch Maßnahmen zur Konfliktprävention 
und -bewältigung, um Frieden und Stabilität zu sichern 
oder wiederherzustellen. Stabilität, Rechtssicherheit und 
Entwicklungsorientierung staatlichen Handelns sind 
wichtige Voraussetzungen für die Mobilisierung privater 
Investitionen und den Zustrom ausländischen Kapitals.

In Afrika ist darüber hinaus die Stärkung der regionalen 
Kooperation von großer Bedeutung. 19 afrikanische 
Staaten haben weniger als fünf Millionen Einwohner und 
15 keinen Zugang zum Meer. Schlechte Infrastruktur, 
hohe Transportkosten, schwacher Handel zwischen Nach-
barländern und geringe Investitionen von internationalen 
Anlegern verschärfen die Probleme. Die Kooperation in 
regionalen Wirtschaftsbündnissen schafft größere Märkte 
mit höheren Absatzchancen und macht Afrika attraktiver 
für Investitionen, auch der deutschen Wirtschaft. 

Dr. Michael Krempin und Stefan Hein sind Politik-
berater in der Stabsstelle Unternehmensentwicklung 
der Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusam-
menarbeit (GIZ) GmbH.

Hinweis: Dieses Papier gibt die Meinung der Autoren 
wieder und repräsentiert nicht notwendigerweise die 
Position der GIZ.

Schlussfolgerungen für die EZ mit Afrika

Die deutsche EZ mit Afrika steht vor Veränderungen. 
Dies wurde insbesondere bei der G20-Afrikakonferenz, 
die Mitte Juni 2017 in Berlin stattfand, deutlich. So wur-
den im Rahmen des vom BMF imitierten Compact with 
Africa sieben afrikanische Staaten (Ruanda, Tunesien, 
Côte d’Ivoire, Marokko, Senegal, Ghana und Äthiopien) 
zu Fokusländern der G20 in Afrika erklärt. Das BMZ 
unterstützt die Initiative in Form von bilateralen Reform-
partnerschaften. Dafür werden noch in diesem Jahr bis 
zu 300 Millionen Euro in Tunesien, Côte d’Ivoire und 
Ghana zur Verfügung gestellt. Der Ansatz der Bundesre-
gierung ist dabei durch einen deutlichen Fokus auf die 
verstärkte Mobilisierung privater Investitionen und För-
derung der sozialen und technischen Infrastruktur ge-
kennzeichnet. Da es ohne massive Investitionen in tech-
nische und soziale Infrastruktur keinen Schub in der 
nachhaltigen ökonomischen und sozialen Entwicklung 
Afrikas geben wird, muss ein Schwerpunkt der zukünf-
tigen EZ mit Afrika der Auf- und Ausbau technischer 
und sozialer Infrastruktur sein. Ein leistungsfähiger Bil-
dungs- und Gesundheitssektor ist die Basis für eine nach-
haltige Wirtschaftsentwicklung. Gut ausgebildete und 
gesundheitlich versorgte Arbeitskräfte sowie eine funk-
tionierende technische Infrastruktur (vor allem Energie, 
Wasser und Transport) würden den afrikanischen Kon-
tinent attraktiver für langfristige Investitionen machen. 
Die Förderung von erneuerbarer Energie könnte dabei 
ein wichtiger Motor sein, da Afrika sehr gute natürliche 
Voraussetzungen vor allem für die Nutzung von Solar
energie hat. 

Für eine dynamische und nachhaltige wirtschaftliche Ent-
wicklung Afrikas ist eine verstärkte Kooperation mit 
der Wirtschaft notwendig. Hier sind innovative Ansät-
ze erforderlich, die über die Entwicklungspartnerschaften 
mit der Wirtschaft (develoPPP) hinausgehen, um deut­
sche Direktinvestitionen – z.B. im Bereich der erneuer­
baren Energien – wirkungsvoll zu flankieren. Dies hätte 
beiderseitigen Nutzen sowohl für die Partnerländer als 
auch für Deutschland. Erste Ansätze gibt es hier schon, 
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